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Die EU sucht nach einem Ausweg aus ihrer Krise. Alle Macht nach
Brüssel, sagen die einen! Den anderen wird mulmig angesichts
der neuen Machtfülle supranationaler Institutionen. Bei einem

Symposium des „Aktionskreises Freiburger Schule – Initiative für
Ordnungspolitik“ und des Walter-Eucken-Instituts diskutierten
in Freiburg Experten darüber, wie viel Europa Europa braucht.

Mehr Schweiz wagen
B Z - I N T E R V I E W mit dem Schweizer Ökonomen Reiner Eichenberger / Was kann die krisengeschüttelte Europäische Union von den Eidgenossen lernen?

Die EU will ihre Schuldenkri-
se mit mehr Zentralismus
lösen. Brüssel soll mehr
Macht erhalten. Der Wirt-

schaftswissenschaftler Reiner Eichen-
berger (51) rät zum Richtungswechsel.
Kleine politische Einheiten gehen sei-
ner Ansicht nach besser mit Geld um als
große. Er ist Professor für Finanz- und
Wirtschaftspolitik an der Universität
Freiburg in der Schweiz. Mit ihm sprach
Ronny Gert Bürckholdt.

BZ: Herr Eichenberger, Schuldenbrem-
sen sollen die Ausgabenfreude der EU-
Staaten bremsen. In der Schweiz gibt es
sie schon lange. Gehen Schweizer Politi-
ker seitdem besser mit Geld um?
Eichenberger: Ja, die Schuldenbremsen
wirken in den Kantonen und im Bund.
Die Erfahrung zeigt aber, dass es nicht da-
mit getan ist, Schuldenbremsen zu be-
schließen und niederzuschreiben.
BZ: Sondern?
Eichenberger: Bei den Schuldenbrem-
sen handelt es sich nicht um sture Null-
Defizit-Regeln. Läuft die Konjunktur
schlecht, muss eine Regierung Haushalts-
defizite einfahren dürfen, um bei guter

Konjunktur Überschüsse zu machen. Re-
gierungen sind ständig in der Versu-
chung, diese Spielräume auszuweiten
und zu missbrauchen. Sie neigen zum
Beispiel dazu, Schulden in Schattenhaus-
halten zu verstecken. Deshalb ist die Kon-
trolle entscheidend. Gerichte oder Volks-
entscheide wie in der Schweiz sind geeig-
net, die Regierungen zu zwingen, die ver-
einbarten Schuldengrenzen einzuhalten.
BZ: Sollte die EU mehr Schweiz wagen?
Eichenberger: Das Problem der EU ist,
dass viele Staaten weder Verfassungsge-
richte haben noch Volksentscheide.
BZ: Der Europäische Gerichtshof könnte
die Kontrolle der Schulden übernehmen.
Eichenberger: Eine solche Zentralisie-
rung der juristischen Kontrolle ist sicher
besser als keine Kontrolle. Es gibt aber ei-
nen anderen Weg. In Schweizer Gemein-
den gibt es Rechnungsprüfungskommis-
sionen. Das sind Rechnungshöfe, deren
drei bis fünf Mitglieder vom Volk direkt
gewählt werden. Diese Kommissionen
schimpfen nicht im Nachhinein über den
Unsinn politischer Vorhaben, sondern be-
werten die Wirtschaftlichkeit der Ausga-
ben, bevor sie beschlossen werden. Sie
können Gegenkonzepte vorlegen und das

Volk zu eigenen Vorschlägen inspirieren.
Das hat enorme Wirkungen auf die Ausga-
benpolitik der Regierung, weil sie im
Wettbewerb um die beste Lösung steht.
Die Mitglieder der Kommissionen stre-
ben selten selbst in die Politik, sondern
wollen in ihrem Amt als Kommissions-
mitglied wiedergewählt werden. Sie sind
deshalb keine destruktive Opposition zur
Regierung, sondern kritisch, aber kon-
struktiv eingestellt. Diese Kommissionen
wirken sicher in direktdemokratischen
Systemen wie der Schweiz am besten,
aber das Prinzip lässt sich auch auf EU-
Staaten mit einem parlamentarischen Re-

gierungssystem übertragen. Solche Kom-
missionen sind sehr günstig – wenige Mit-
glieder, ein paar Experten, ein Sekretari-
at, das reicht.
BZ: Die EU reagiert aber mit eher zentra-
listischen Zügen auf ihre Krise.
Eichenberger: Dabei machen die unte-
ren Ebenen weit weniger Schulden als
Zentralregierungen. Dazu haben wir das
Ausgabeverhalten Schweizer Gemeinden
analysiert. Macht eine Gemeinde viele
Schulden, wird sie irgendwann die Steu-
ern erhöhen müssen. Dann wird der
Standort unattraktiver und deshalb fallen
die Grundstückswerte. Das nimmt aber
der Liegenschaftsmarkt heute schon vor-
weg: Hohe Schulden heißt tiefere Boden-
preise. Deshalb reagiert die heutige Ge-
neration der Einwohner sehr skeptisch,
wenn von neuen Schulden die Rede ist.
Sie fürchtet um den Wert ihrer Liegen-
schaften. So wird die Verschuldung ge-
bremst und den nächsten Generationen
weniger Last aufgebürdet. Eine Autono-
mie der unteren Ebenen im Föderalismus
ist damit auch ein Protektor zukünftiger
Generationen.
BZ: Die Leute in einem Kanton wissen,
dass ihnen ihre Landsleute aus einem an-

deren Kanton finanziell nicht helfen wer-
den, wenn ihr Kanton pleitegeht. Die
Menschen in einem Land der Eurozone
wissen aber, dass ihnen geholfen wird.
Das ist eine schlechte Ausgangslage, um
das Schuldenmachen zu begrenzen.
Eichenberger: Ja, genau. Einem
Schweizer Kanton in Konkurs würde
zwar vielleicht auch geholfen. Aber zuvor
müsste er sicher seine Steuern massiv er-
höhen. Die Steuerautonomie macht also
Überschuldung unattraktiv. Klar ist hinge-
gen nach einem Urteil des Bundesge-
richts, dass einer zahlungsunfähigen
Schweizer Gemeinde niemand helfen
würde. Deshalb sind die Geldgeber ent-
sprechend zurückhaltend, was das Schul-
denmachen erschwert.
BZ: Würde der EU oder gar der Eurozone
ein Beitritt der Schweiz mit ihrer wettbe-
werbsföderalistischen Tradition derzeit
nicht sehr guttun?
Eichenberger: Für die Bürger der EU ist
es wertvoller, wenn die Schweiz unab-
hängig und im Wettbewerb mit der EU
um die besten Ideen bleibt. Die Einbin-
dung nationaler Regierungen in die Brüs-
seler Gremien macht es einer Regierung
schwer, große, neue Ideen zu entwickeln.

Auf der schwierigen Suche nach dem guten Staatsaufbau
Lieber einheitliche Lebensverhältnisse oder mehr Autonomie für Städte und Länder? Eine unterschätzte Debatte

Ordnung, Wettbewerb, politisches Mehr-
ebenensystem: Solche Begriffe bringen
bei den meisten wohl nur ein lautes Gäh-
nen hervor. Dabei sind sie zentral für die
Diskussion über das, was für das Zusam-
menleben von Menschen in einem größe-
ren Gemeinwesen wie einem Staat ent-
scheidend ist.

Beispielsweise die Antwort auf die Fra-
ge, wie in einer staatlichen Ordnung
Macht verteilt ist. Sollen die Bewohner ei-
nes Dorfes in einer Versammlung per
Hand heben alles selbst entscheiden, was
ihr Leben betrifft? Oder ist es besser,
wenn Abgeordnete in Berlin oder gar EU-
Kommissare in Brüssel Gesetze erlassen,
die bis in den hintersten Winkel Europas
wirken? In welchem Verhältnis stehen
Städte, Bundesländer, Bund und Europäi-
sche Union überhaupt zueinander? Im
Jargon der Politikwissenschaftler: Wo ist
ihre Position im Mehrebenensystem?
Wollen die Menschen lieber einheitliche
Lebensverhältnisse oder ist es nicht doch
besser, wenn es mehr Unterschiede gibt,
welche den lokalen Gegebenheiten Rech-
nung tragen? Dürfen Städte und Länder
mit niedrigen Einkommenssteuersätzen

im Wettbewerb gegeneinander um die
ökonomisch Potentesten buhlen? Oder
ist nicht ein hohes Maß an Solidarität in
Form eines Finanzausgleichs zwischen
Reichen und Armen gefordert?

All diese Punkte wurden beim wissen-
schaftlichen Symposium „Föderalismus
und Subsidiarität“ berührt. Zum Beispiel
beim Vortrag von Rüdiger Wolfrum, dem
Direktor des Max-Planck-Instituts für aus-
ländisches öffentliches Recht und Völker-
recht in Heidelberg. Er beschrieb die
schwierige Suche des Südsudan nach ei-
nem möglichst guten Staatsaufbau. Das
Land spaltete sich nach einem blutigen
Konflikt 2011 vom Sudan ab. Mit europäi-
schen Verhältnissen ist die Lage dort
nicht zu vergleichen. Nur wenige Straßen
sind asphaltiert, die Stammeszugehörig-
keit ist für die Menschen eines der wich-
tigsten Identitätsmerkmale, Häuptlinge
entscheiden bei Familienstreitigkeiten
und die Reichtum versprechenden Öl-
quellen sind nur auf eine relativ kleine Re-
gion verteilt. Was also tun angesichts ei-
ner solchen Gesellschaftsstruktur? Der
Südsudan entschied sich für die zentralis-
tische Variante, sagt Wolfrum. Vor allem

deshalb, weil so der Ölreichtum nach An-
sicht der südsudanesischen Verantwortli-
chen mehr Menschen zugutekommt. In
einem starken Zentralstaat lässt sich
leichter umverteilen, als wenn mächtige
Regionalfürsten das Maximum für ihre
Region herausholen wollen.

–
Niemand sollte die
Geschichte außer Acht lassen
–

Der Norden – also der alte Sudan –
hat sich dagegen für den entgegengesetz-
ten Weg entschieden. Er will seinen Pro-
vinzen in Zukunft deutlich mehr Autono-
mie lassen – auch in der Hoffnung, dass
sich angesichts der größeren Freiheiten
südliche Gebiete wieder für den Norden
entscheiden.

Der Berner Politikwissenschaftler Wolf
Linder machte deutlich, dass es einen am
Reißbrett entworfenen idealen Staatsauf-
bau für alle Länder nicht geben kann. Un-
terschiedliche historische Erfahrungen
könne man bei der Beurteilung der Ord-
nungen nicht einfach vom Tisch wischen.

Wer die die schweizerische Verfassung
und das deutsche Grundgesetz betrachte,
werde feststellen, dass alle drei Regelwer-
ke Gemeinden und Ländern beziehungs-
weise Kantonen eine starke Position ge-
genüber der Zentralregierung einräu-
men. Doch der jetzige Zustand ist unter-
schiedlich: Während die Schweizer Ge-
meinden und Kantone über Höhe und
Verwendung ihres Steueraufkommens
weitgehend selbst entscheiden können,
ist dem in der Bundesrepublik nicht so.

Dafür machte Binder zum einen die Be-
tonung des Grundsatzes der einheitli-
chen Lebensverhältnisse in der Bundes-
republik verantwortlich. Zum anderen
aber auch die Geschichte: In Deutschland
sei die Staatsgründung 1871 von einer
starken Zentralmacht in Form des Kaisers
und seines Kanzlers verwirklicht worden.
Beide stützten sich auf einen gut ausge-
bauten Verwaltungsapparat mit hohem
Einfluss. Binders Urteil: „Deutschland ist
ein verkappter Einheitsstaat.“ Dagegen
spiegle die Schweizer Realität noch im-
mer den Wunsch bäuerlicher Gemeinden
nach großer Unabhängigkeit von Macht-
zentralen wider.

Der Leiter des Freiburger Walter-Eu-
cken-Instituts und Wirtschaftsweise Lars
Feld warnte bei dem Symposium vor
übertriebenen Hoffnungen in einen euro-
päischen Super-Sparkommissar, der mit
weitreichenden Befugnissen ausgestat-
tet, die Haushalte europäischer Problem-
länder wieder in Ordnung bringen könn-
te. Er verwies darauf, dass ein solches Un-
terfangen in der Bundesrepublik bereits
gescheitert sei. Man habe es nicht einmal
geschafft, einen Finanzaufseher in das un-
ter hohen Schulden und einer geringen
Wirtschaftskraft ächzende Berlin zu schi-
cken. Rechtliche und verwaltungstechni-
sche Hindernisse hätten dies unmöglich
gemacht.

Der Ökonomieprofessor forderte viel-
mehr Volksabstimmungen, wenn Kompe-
tenzen beispielsweise von Berlin nach
Brüssel übertragen werden. Er plädierte
gleichzeitig für ein hohes Maß an Finanz-
autonomie für die einzelnen Staatsebe-
nen. Ihnen müssten auch klare Verant-
wortlichkeiten für einzelne Politikberei-
che zugewiesen werden. Felds Fazit: „Die
EU wird föderalistisch sein oder sie wird
nicht sein.“ Bernd Kramer
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